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Geleitwort 

Digitalisierung ist für die öffentliche Verwaltung eine Aufgabe von immenser 
strategischer Bedeutung. Will sie nicht als analoger Monolith den Anschluss an 
die Realität einer digitalen Gesellschaft verlieren, muss sie mit der Zeit gehen und 
alle Chancen, die der technologische Fortschritt mit sich bringt, klug nutzen. Mit 
Beiträgen aus Theorie und Praxis unterschiedlicher Fachdisziplinen und Verwal-
tungsebenen bietet das vorliegende Handbuch den Lesenden einen breiten Blick 
über Stand und Möglichkeiten der digitalen Verwaltung in Deutschland. 

Der entscheidende Kompass für uns alle sollte dabei sein: Digitalisierung muss 
den Verwaltungs-Kundinnen und -Kunden, den Bürgerinnen, Bürgern und Un-
ternehmen dienen. Sie darf nie Selbstzweck sein. Außerdem gelten die Maximen 
Kooperation und Offenheit. Denn Verwaltung mag ihre Eigenheiten haben – für 
viele ihrer Herausforderungen gibt es jedoch hervorragende Lösungen am Markt, 
für die es nur den Mut braucht, sie zu nutzen. Und nur mit Vernetzung und Zu-
sammenarbeit – behörden-, städte- und länderübergreifend, aber auch mit Ak-
teuren außerhalb der Verwaltung – können wir diese zukunftssicher aufstellen. 
So gelebt, stärkt Digitalisierung nicht nur die Integrität und Leistungsfähigkeit 
der Verwaltung, sondern steigert auch deren Effizienz.

Lassen Sie es mich an einem der Großthemen der Verwaltungsdigitalisierung 
der letzten Jahre zeigen, dem Onlinezugangsgesetz. Mit seiner Fokussierung auf 
die Schnittstelle der Verwaltung nach außen schafft es einen wichtigen Fort-
schritt im tatsächlich wahrgenommenen Leistungsangebot. Im Inneren der Be-
hörden greift es aber noch entschieden zu kurz, um echte Sprünge von Effekti-
vität und Effizienz zu erreichen. Deshalb muss endlich auch die interne Digita-
lisierung angegangen, müssen gesamte Verwaltungsverfahren mit all ihren 
Prozessschritten vollständig („Ende-zu-Ende“) digitalisiert und teilweise auto-
matisiert werden. 

Die wichtigsten Bausteine für die medienbruchfreie Abwicklung von Verwal-
tungsverfahren sind Fachverfahren und andere elektronische Unterstützungs
systeme sowie die vollständig elektronische Aktenführung. So wird eine Auto-
mation von Prozessen möglich, die den Beschäftigten mehr Zeit gibt, um kom-
plexe Fälle zu bearbeiten oder aktiv zu beraten und zu unterstützen. Beispiele für 
teilautomatisierte Verfahren gibt es inzwischen viele, z. B. auch niedrigschwellig 
durch den Einsatz von Robotic-Process-Automation. 

Darüber hinaus ist für eine volldigitale Grundarchitektur der Verwaltung die Re-
gistermodernisierung konsequent umzusetzen. Mit der elektronischen, übergrei-
fenden Zugänglichmachung von Registerinformationen und -nachweisen wird 
sie viele Ende-zu-Ende digitale Verwaltungsprozesse komfortabel, sicher und 
schnell möglich machen. Klar ist dabei: Eine gelungene Registermodernisierung 
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beschränkt sich nicht auf die Minimalerfordernisse, sondern betreibt weiterge-
hende, verbindliche und (vor allen Dingen) akzeptierte Standardsetzung im föde-
ralen Miteinander.

In diesem Zusammenspiel von Bund, Ländern und Kommunen hat das Koope-
rationsmodell „Einer für Alle“ für die Online-Dienste im Zuge des OZG den 
entscheidenden Umsetzungsfortschritt gebracht. Darauf sollten wir aufbauen 
und das Prinzip auch für Fachverfahren umsetzen: Effiziente digitale Lösungen 
in einer Behörde sollen, wo immer möglich und sinnvoll, in anderen Behörden 
übernommen werden. So können Ressourcen gezielt eingesetzt und eine zuver-
lässige Verwaltung auch unter begrenzten demografischen und fiskalischen Be-
dingungen erhalten werden.

Eine zukunftsfähige Verwaltung muss aber nicht nur ihre eigenen digitalen Servi-
ces skalieren können, sondern auch schnell und aufwandsarm auf sich ändernde 
Anforderungen bzw. Bedürfnisse reagieren. Künftig wird es immer mehr darauf 
ankommen, wie gut es gelingt, neue Technologien und Lösungen aus der privaten 
Wirtschaft in der Verwaltung zunächst zügig zu erproben, um sie anschließend 
zu verstetigen und laufend weiterzuentwickeln. Um Co-Creation mit innovati-
ven Anbietern und flexible Erprobung zu ermöglichen, brauchen wir die geeig-
neten technischen, organisatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen.

Eine große Herausforderung für diese neue Offenheit liegt darin, die IT der öf-
fentlichen Verwaltung für – zumindest nach ihrem Empfinden – neue Ansätze 
wie Open Source oder Cloud-Computing zu öffnen, ohne dabei an gewohnter 
Sicherheit zu verlieren. Im Kern gilt: Wir müssen einen Weg finden, die Schnitt-
stellen der Verwaltung zu öffnen, wo immer es sinnvoll ist. Gleichzeitig leitet uns 
das Prinzip einer resilienten Verwaltung, die auch in Krisen stets ihre Souveräni-
tät wahrt. 

Bei allem berechtigten Blick auf das Innere der Verwaltung: Digitalisierung des 
Staatswesens betrifft nicht nur die Verwaltung – aus ihr ergibt sich ein Gestal-
tungsanspruch für gesamte Städte bzw. Regionen. Für eine smarte Stadt- und 
Regionalentwicklung ist es elementar, Daten aus dem öffentlichen Raum zu sam-
meln und diese intelligent zu vernetzen. Hier werden Datenplattformen und Di-
gitale Zwillinge weiter an Bedeutung gewinnen. 

Bei allem Wägen der besten Konzepte ist aber vor allem eines wichtig: Wir kön-
nen es uns in der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung nicht mehr leisten, 
weitere Jahre zu vergeuden. Wir brauchen nicht immer den „großen Wurf“ zu 
planen, sondern sollten auch „einfach mal machen“ und das erfordert: Anfangen!

Hamburg, im August 2023� Christian Pfromm
Chief Digital Officer der Freien  

und Hansestadt Hamburg
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Vorwort

COVID-19-Pandemie und ChatGPT – wer hätte bei der Drucklegung der letz-
ten Auflage im Jahr 2018 gedacht, dass wir fünf Jahre später, also 2023, in einer 
ganz neuen Welt aufwachen würden? Heutzutage sind E-Government-Applika-
tionen zwar deutlich selbstverständlicher als im Jahr 2018, dafür aber müssen wir 
uns mit neuartigen Herausforderungen beschäftigen. Von Seiten der Europäi-
schen Union folgten in den letzten Jahren Schlag auf Schlag neue Regulierungen 
und Gesetzentwürfe (nach der Datenschutzgrundverordnung von 2016 und der 
Single-Digital-Gateway-VO von 2018 sind allein im Jahr 2022 der Digital Mar-
kets Act, der Digital Services Act, der Data Governance Act sowie der Entwurf 
für einen Data Act hinzugekommen; derjenige für einen Artificial Intelligence 
Act lag schon 2021 vor). Die „digitale Dekade“, die die Europäische Union für 
die Jahre 2020 bis 2030 ausgerufen hat, macht ihrem Namen zumindest im recht-
lichen Bereich alle Ehre.

Aber auch auf deutscher Ebene haben sich die vernetzte Verwaltung und ihr 
Recht enorm weiterentwickelt. Die Stichworte hierzu lauten u. a. Registermoder-
nisierungs- und Onlinezugangsgesetz (OZG). Das Letztgenannte ist besser als 
sein Ruf – oder soll man sagen, es sei „erfolgreich gescheitert“? Denn seine Re-
gulierungsziele wurden zwar nicht alle (oder vielleicht sogar überwiegend nicht) 
erreicht. Wohl aber ist klar geworden, dass man an Fragen der Vernetzung (Stich-
wort: Portalverbund) und der elektronischen Staat-Bürger1-Kommunikation 
(Stichwort: Nutzerkonten, Bund ID) nicht mehr vorbeikommt. Und über ein 
„OZG 2.0“ wird derzeit beraten.

Daher wurden in diesem Band gegenüber der letzten Auflage nicht nur sämtliche 
Beiträge gründlich überarbeitet (und im Falle des Datenschutzes auch: zusam-
mengefasst), sondern auch um die Themen Künstliche Intelligenz, Registermo-
dernisierung, Onlinezugangsgesetz und „Verwaltung 4.0“ ergänzt. Auch sind die 
Erwartungen der Bürger an die usability von Applikationen der Öffentlichen 
Verwaltung gestiegen, was aber auf Seiten der Verwaltung neue („digitale“) Kom-
petenzen voraussetzt. Daher finden sich auch hierzu neue Erwägungen. Dieses 
betrifft auch die Führung in der Netzwerkverwaltung, deren Notwendigkeit uns 
die COVID-19-Pandemie einmal mehr vor Augen geführt hat.

Dieses Handbuch wendet sich an Theoretiker und Praktiker gleichermaßen. Das 
spiegelt sich auch in der Autorenzusammensetzung, bei der sich Wissenschaftler 
(Professoren und jüngere Forschende) und wissenschaftsgeleitete Praktiker (wie 
Richter, Rechtsanwälte, Datenschutzbeauftragte und Mitarbeiter von Ministe-

1	 Sofern hier und in den Beiträgen die männliche Form verwendet wird, sind – falls 
nicht anders gekennzeichnet – alle Geschlechter davon umfasst.
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rien, von Parlamenten und kommunalen Spitzenverbänden) zusammenfinden. 
Viele der Autoren sind vorwiegend in der Rechtswissenschaft zuhause, es haben 
sich aber auch – das Thema legt es nahe – Verwaltungsinformatiker, Verwaltungs-
wissenschaftler, Ökonomen und Vertreter sozial- wie verhaltenswissenschaftli-
cher Zugänge beteiligt. Die meisten Autoren sind Deutsche, es finden sich an ei-
nigen Stellen aber auch rechtsvergleichende Ausführungen, vor allem mit Blick 
auf die Schweiz. Als Neuzugänge im Autorenkreis sind (in alphabetischer Rei-
henfolge) Marco Brunzel, Derya Catakli, Benedikt Falkhofen, Moritz Kuebart, 
Jan Mysegades und Carolin Rapp zu begrüßen. Ihnen und auch den verbliebenen 
sowie den ehemaligen Autoren gilt mein Dank für ihr großes Engagement.

Angesichts der Schnelligkeit, in der neue Gesetz- und Verordnungsentwürfe von 
deutscher wie europäischer Seite vorgelegt wurden, stellte es eine große Heraus-
forderung für die Autoren dar, mit den jeweiligen Gesetzgebungsverfahren 
Schritt zu halten. Daher seien sowohl diejenigen Autoren, die fristgemäß abgege-
ben haben, als auch die Leser um Nachsicht gebeten, wenn sich die jüngsten 
Entwicklungen nicht in allen Beiträgen gleichermaßen widerspiegeln.

Sämtliche Hyperlinks wurden auf Aktualität überprüft und befinden sich – so-
fern nicht anders gekennzeichnet – auf dem Stand vom 4. September 2023.

Zu danken ist natürlich auch (und gerade) Herrn CDO Christian Pfromm, der 
als Chief Digital Officer der Freien und Hansestadt Hamburg das Geleitwort für 
diesen Band übernommen hat. Danken möchte ich auch meinem Team, vor allem 
Niels Cornelsen und Dr. Dorothea Steffen (diesen beiden ganz besonders) sowie 
Luis Blödorn, Marvin Dolle, Maximilian Moll, Andreas Peikert und Patrick 
Semrau, die mich in satz- und drucktechnischen Fragen (auch und gerade bezo-
gen auf die Segnungen der Digitalisierung) hervorragend unterstützt haben. Last 
but not least geht erneut ein herzlicher Dank für die kompetente Betreuung des 
Bandes von Seiten des Verlags an Frau Renate Güpner-Krause.

Hannover, im September 2023� Margrit Seckelmann
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